
Deutscher Schwerhörigenbund e.V.
Bundesverband der Schwerhörigen und Ertaubten

Ressort Sozialpolitik/ Öffentlichkeitsarbeit

DSB-Bundesgeschäftsstelle
Geschäftsführer Detlev Schilling
Breite Straße 23, 13187 Berlin
Telefon: (030) 47 54 11 14
Telefax: (030) 47 54 11 16
E-Mail: dsb@schwerhoerigen-netz.de
Internet: www.schwerhoerigen-netz.de

Bankverbindung

Bank für Sozialwirtschaft
BLZ 100 205 00
Konto: 3 133 400
IBAN: DE19100205000003133400
BIC: BFSWDE33BER

Vorstand
Dr. Harald Seidler (Präsident)
Renate Welter (Vizepräsidentin)
Klaus Dickerhof (Vizepräsident)
Hans Brotzmann (Schatzmeister)
Eingetragen beim Amtsgericht
Berlin-Charlottenburg, VR 25501

Mitglied im
PARITÄTISCHEN
Wohlfahrtsverband

Mitglied in der
BAG Selbsthilfe e.V.

Freifahrtenregelung für Menschen mit Behinderung muss erhalten
bleiben

Die Landesregierung von Baden-Württemberg plant mit einer Initiative über den
Bundesrat die kostenlose Nutzung für Menschen mit Behinderungen von Bus
und Bahn abzuschaffen. Der Deutsche Schwerhörigenbund e.V. fordert, dass

die Freifahrtenregelung in der jetzigen Form unangetastet bleibt.

Die Landesregierung von Baden-Württemberg, geführt durch eine CDU/FDP Koaliti-
on, prüft, ob auf die Freifahrtenregelung verzichtet werden kann. Sie möchte errei-
chen, dass die kostenlose Nutzung von Bus und Bahn abgeschafft wird. Die Sozial-
ministerin, Monika Stolz, ist dabei zu klären, ob auf Bundesratsebene eine Mehrheit
organisiert werden kann, den schwerbehinderten Menschen die unentgeltliche Beför-
derung im öffentlichen Personennahverkehr zu streichen oder zu reduzieren. Von
diesem Vorhaben wären auch Menschen mit einer Hörschädigung betroffen.

Der Deutsche Schwerhörigenbund e.V. kann sich dem Ansinnen der Landesregie-
rung von Baden Württemberg nicht anschließen. Er sieht hier die Grundsätze der
UN-Menschenrechtskonvention für Menschen mit Behinderungen und des Sozialge-
setzbuches IX verletzt. Beide Rechtsgrundsätze verpflichten die Bundesrepublik
Deutschland darin, dass sie Chancengleichheit und Barrierefreiheit in Punkto Mobili-
tät leisten müssen. Die gegenwärtige Infrastruktur im Öffentlichen Personennahver-
kehr lässt dies nicht zu. Die Sozialministerin des Landes Baden-Württemberg sollte
sich überlegen, wie wird Mobilität als Grundbedürfnis gewährt, dass eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe und Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen ermög-
licht wird. Diese Antwort ist sie uns im Detail schuldig geblieben.

Wir fordern die übrigen Bundesländer und die Bundesregierung auf, den Rechts-
grundsätzen des SGB IX und der UN-Menschenrechtskonvention Folge zu leisten
und das Ansinnen der Landesregierung von Baden-Württemberg abzulehnen.
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